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Wie Erzberger ſich reinwaſchen wollte
Erzberger hat in der geſtrigen Sitzung der Nationalerſ in eg ſeiten ngeblihen großen Schlag geführt. Die An

iffe der letzten Zeit, die ihm ein großes Schuldmaterial aufge
laden hatten, zwangen ihn zu ſeinen geſtrigen Ausführungen, die
in ihren Tatſachen und Dichtungen die ganze klägliche Rolle Erz
ergers enthüllten. Der deutſchnationale Abgeordnete von Graefe
hatte in längerer Rede die Politik der derzeitigen Regierung ge
geißelt und kam im Beſonderen auf Erzberger zu ſprechen, deſſen
frühere Annexionspolitik er unter der ſtürmiſchen Teilnahme des
Hauſes mit den erreichten Zielen des Reichsminiſters verglich.
Die Unruhe und der Lärm in der Nativnalverſammlung erzeugte
eine Hochſpannung, von der Herr Erzberger, der ſehr ſiegesgewiß
mit dem Vertrauensvotum der Regierung in der Taſche daſaß,
verbe Schläge erhielt.

m.
Der tragiſche Helö

Der Stern des Großen von Biberach hatte am 8. Juli
den Zenith erreicht. Herrn Matthias Erzberger aus der
ſchwäbiſchen Viehhändlerenklave um Buttenhauſen war es
in dem Unterzeichnungskabinett Bauer endlich gelungen,
ein richtiggehendes Miniſterium zu erhalten, und mehr
noch als das: er war zum offiziellen Vertreter des
Miniſterpräſidenten ernannt worden. Da er in dem gegen
wärtigen Miniſterium, rein intellektuell geſehen, ohne
Frage der hervorragendſte Kopf iſt, ſeinen Miniſterkollegen
auch ſämtlich an Geriſſenheit und Verſchlagenheit, an par-
lamentariſcher Erfahrung und Geſchäftigkeit bei weitem
überlegen iſt, liegt die Leitung des Kabinetts nur formell
in den Händen des Herrn Bauer, während d eigentliche
spiritus rector Herr Erzberger iſt, und folgerichtig müßte
man demnach auch immer nur von einem Kabinett
Erzberger ſprechen. Der Ehrgeiz dieſes ſeltenen
Mannes hatte die höchſte für ihn erreichbare Stufe im
amtlichen Leben des Deutſchen Reichs erklommen, und als
er am 8. Juli dann in der Nationalverſammlung fein
Finanzprogramm entwickelte, da befand er ſich auf dem
Höhepunkt ſeiner politiſchen Macht. Nach der Art klaſſi-
ſcher Tragödien wurde dieſer Moment aber zur Hybris in
ſeiner politiſchen Betätigung. Wie in griechiſchen Dramen
der Held im Höchſtgefühl ſeines Lebens eine Schuld be-
geht, die ihm zum Verhängnis wird, ſo ſchleuderte auch
Erzberger auf dem Höhepunkt ſeiner Macht die frevel-
haften Worte in die Nationalverſammlung hinein: Der
Staatsminiſter Dr. Helfferich ſei der leichtfertigſte aller
deutſchen Finanzminiſter geweſen.

Von dieſem Augenblicke an begann der Umſchwung für
Erzberger. Dr. Helfferich unternahm es darauf, in zahl
reichen Artikeln in der „Kreuzzeitung“, von denen der
folgende immer ſchärfer und vernichtender ausfiel als der
voraufgegangene, dem deutſchen Volke ein Charakterbild
ſeines eigentlichen politiſchen Führers zu entwerfen. Was
Dr. Helfferich von dem Vizepräſidenten und spiritus
rector des Reichskabinetts zu ſagen wußte, den er aus
ſeiner früheren amtlichen Tätigkeit aus nächſter Nähe zu
beobachten Gelegenheit hatte, davon haben wir unſeren
Leſern im einzelnen Kenntnis gegeben. Die Angriffe
Dr. Helfferichs richteten ſich einmal gegen die ſonderbaren
moraliſchen Qualitäten des Herrn Erzberger,
der nicht nur als notoriſcher Lügner gebrandmarkt wurde,
ſondern auch als unſauberer Geſchäftemacher erſcheint, der
ſich mit den verwerflichſten Mitteln die eigenen Taſchen
füllte. und zum anderen richteten ſich die Angriffe
Dr. Helfferichs gegen die ſtaats gefährliche poli-
tiſche Tätigkeit Erzbergers, die dieſer im Laufe des
Krieges verübt hatte. Die Attacke Dr. Helfferichs auf die
perſönlich- ſittliche Eignung Erzbergers zur Leitung eines
hohen Staatsamtes glaubte dieſer mit ein paar Handbe-
wegungen des Sinnes abtun zu können, daß dieſe An
ſchuldigungen Helfferichs längſt widerlegte alte Geſchichten
ſeien, dereiwegen es nicht lohne, ſich aufzuregen. Die ge
ſamte Oeffentlichkeit, ſoweit in ihr noch ein Funke von ge
ſellſchaftlichem Anſtand und nationalem Ehrgefühl lebte,

e nicht auf, darüber zu ſtaunen, daß die ſchwarz-tote
Regierungsmehrheit einen derartig moraliſch minder-
wertigen Menſchen in der einflußreichſten Regierungs
ſtellung belaſſen und bei allen Angriffen ſchützend die
Hände über ihn halten konnte. Die national und vornehm
denkenden Katholiken wendeten ſich zwar mit Entſetzen ab
die Zentrumsfraktion der Nationalverſammlung in ihrer

amtheit aber ſprach noch geſtern Herrn Erzberger ihr
auen aus, und die geſamte Sozialdemokratie, mit

De Hauptparteiorgan, dem „Vorwärts“, ander Spitze, wachte ängſtlich darüber daß ihrem Schützling
Erzberger nur ja nichts widerfahre. Es braucht nicht be
u hervorgehoben zu werden, daß diejenigen,
e einen ſolchen Mann verteidigen undſchützen können, auch über ſich ſelbſt das Ur-

teil gefällt haben.
wären alſo von

n. Dieſe Angriffe Dr. Helfferichs
dem Dickhäuter Erzberger er ſelbſt hat

Sonnabend, 26. Juli

vor Jahren einmal von ſich ſelbſt gerühmt, daß er eine dicke
Haut beſitze wirkungslos abgeprallt, wenn Erzberger
dabei nicht noch übermütig geworden wäre und ſich im
offiziöſen Regierungsorgan, der „Deutſchen Allg. Ztg.“,
als einen hervorragenden Politiker hätte feiern laſſen.
Dieſer Zeitungsartikel ſollte gleichzeitig die Angriffe
Dr. Helfferichs auf das politiſche Wirken Erzbergers wäh-
rend des Krieges entkräften und den letzteren im Gegen-
teil als einen verdienſtvollen deutſchen Staatsmann hin
ſtellen. Eine derartig maßloſe Unverſchämtheit aber ſchlug
nun dem ſchon ohnehin durchlöcherten Faß endlich den
Boden aus, und es iſt zu hoffen, daß dieſes jetzt ſchleunigſt
im ſozialiſtiſchen Revolutionsſumpf erſaufen wird.

Den entſcheidenden Schlag gegen das zähe Erzberger-
Faß führte Graf Wedel mit ſeinem von uns mitgeteil-
ten Artikel in den „Hamburger Nachrichten“. Zu dem
angreifenden Staatsminiſter, der Erzbergers inner-
politiſche Minierarbeit genau kannte, geſellte ſich jetzt
der Botſchafter, der Gelegenheit hatte, Herrn Erzbergers
flaumacheriſche Tätigkeit im Auslande aus nächſter
Nähe beobachten zu können. Was der Botſchafter von
Erzberger ſagt, iſt unmittelbar niederſchmetternd für dieſen
und muß ihn, wenn nicht ſchon vor das Reichsgericht, ſo
doch als erſten vor den bereits angekündigten Staats
gerichtshof fordern. Nach den Mitteilungen des
Grafen Wedel hat ſich Erzberger von einem ſtreng vertrau-
lichen Jmmeditabericht der öſterreichiſch- ungariſchen Re
gierung an die deutſche Oberſte Heeresleitung auf indis-
krete Weiſe Kenntnis verſchafft und dieſen Bericht in einem
öffentlichen Vortrage verwertet, als ob er die größte Harm-
loſigkeit der Welt wäre. Durch dieſe Schwatzhaftigkeit
Erzbergers haben die feindlichen Regierungen Kenntnis
von dem ſtreng vertraulichen Jmmediatbericht erhalten,
und die durch die Wirkung des deutſchen
U-Bootkrieges veranlaßten und bereits eingeleiteten
Friedensſchritte der engliſchen und franzöſiſchen Regierung
beim Vatikan ſind nach Bekanntwerden des Jmmediat-
berichts, der die Lage Oeſterreich-Ungarns als vor dem
Zuſammenbruch ſchilderte, unterblieben und von jener
Seite ſeit jener Zeit nie mehr aufgenommen worden.
Herr Erzberger hatte es mit feiner ehrſüchtigen Geſchäf
tigkeit und ſeiner Schwatzhaftigkeit, die keine Skrupel
kannten, erreicht, daß eine Gelegenheit, die Deutſchland
nicht nur einen erträglichen, ſondern einen Siegfrieden
gebracht haben würde, für immer unwiederbringlich dahin
war. Auch die ungeheure Vernichtung von Menſchenleben
und wirtſchaftlichen Gütern, die ſeit dem Sommer oder
Herbſt 1917 ſeit 2 Jahren! noch eingetreten iſt, wäre
vermieden worden, wenn Deutſchland nicht ſeinen ewig
lächelnden rotbackigen Erzberger gehabt hätte, der an dem
Unglück ſeines Vaterlandes prächtig gedieh und auf deſſen
Trümmern zum Miniſterſeſſel emporſtieg.

Herr Erzberger hat für das, was ſeiner Perſon ſchaden
könnte, von jeher eine feine Witterung gehabt. So hatte
er auch ſofort bemerkt, daß ihm von allen Angriffen
Helfferichsf. diejenigen am gefährlichſten werden könnten,
die ſeine Miesmacherarbeit zum Ziele hatten und in der
Unterwürfigkeitsreſolution vom 19. Juli 1917 gipfelten.
Da er als parlamentariſcher Kampfhahn „Stänker“.
wäre eigentlich eine noch treffendere Bezeichnung für ihn

aus langer Erfahrung wußte, daß der Hieb immer die
beſte Parade iſt, ſo gedachte er auch dieſe Angriffe, welche
die Rechtsparteien übrigens ſchon während des ganzen
Krieges gegen ihn gerichtet hatten, mit einem eigenen An
griff gegen die rechtsſtehenden Parteien, beſonders die
Deutſchnationalen, abzuwehren. Sie, die ihm, mit
Dr. Helfferich jetzt an der Spitze, vorwarfen, daß er mit
ſeiner Julireſolution den Grundſtein für die deutſche Nie-
derlage geſchaffen hatte, ſollten von ihm als diejenigen
gebrandmarkt werden, welche die ausgeſtreckte Friedens
hand Englands und Frankreichs im Sommer 1917 in un
verzeihlicher Verblendung zurückgewieſen hatten und in
folgedeſſen nun als die eigentlich Schuldigen am Nieder
bruch des Vaterlandes daſtehen. Er wollte ſeine Kenntnis
von dem damaligen Friedensfühler Lloyd Georges dazu
benutzen, um den nationalen Rechtsparteien daraus einen
Strick zu drehen, daß unter der Kanzlerſchaft von
Dr. Michaelis und des Grafen Hertling, die den Rechts
parteien angehängt werden ſollten, die günſtige Friedens
gelegenheit ungenutzt vorübergegangen iſt. Geſchäftig und
geſchwätzig, wie Erzberger nun einmal iſt, hatte die ihm
ergebene Preſſe „Deutſche Allg. Ztg.“, „Vorwärts“ und
„Germania“ ſeit Tagen von dieſem ſauberen Plane
widergehallt. Und nun, zum Unglücke Erzbergers gerade
im rechten Augenblicke, drei Tage vor der angekündigten
Rede Erzbergers in der Nationalverſammlung gegen die
Rechtsparteien, kommt der pazifiſtiſche, aber ehrliche Bot-
ſchafter Graf Wedel und erzählt in den „Hamburger Nach-
richten“ ausführlich, wie es in Wirklichkeit geweſen iſt:
daß die Friedens gelegenheit im Sommer
1917 nicht durch die nationalen Parteien, die „Konſer
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vativen, Alldeutſchen, Schwerinduſtriellen und Natio-
naliſten“, verloren ging, weil die ausgeſtreckte Friedens
händ des Feindes zurückgewieſen wurde ſondern
vielmehr durch Herrn Erzberger ſelbſt, dermit ſeiner Schwatzhaftigkeit erreicht hatte, daß der ſtreng
vertrauliche Jmmediatbericht Oeſterreich- Ungarns in
Frankreich und England bekannt wurde, der dazu führte,
daß die ſchon ausgeſtreckte Friedenshand nun zurückge-
zogen wurde, weil man ſich im feindlichen Auslande
nach dem Bekanntwerden dieſes Berichts ſagte, daß man
nun nicht nur einen Verſtändigungsfrieden, ſondern einen
vollen Sieg frieden haben könne, wenn man nur noch
aushalte: die Mittelmächte würden bald zuſammenbrechen.

Für dieſen moraliſchen und den darauffolgenden mili
täriſchen Zuſammenbruch haben dann in der Folgezeit
Erzberger, Scheidemann und ihr Anhang nach Kräf-
ten und mit dem denkbar größten Erfolge gearbeitet.
Der Artikel des Grafen Wedel in den „Hamburger Nach-
richten“ iſt der ſchrecklichſte Strich, der dem Helden
Matthias durch ſeine politiſche Rechnung je gezogen
worden iſt. Der Stern des Großen von Biberach hat den
Zenith überſchritten und beginnt ſich zu neigen. Möge er
friedlich zur Rüſte gehen!

Helmut Bötteher.
h

Erzberger, ein Märtyrer ſeines Glaubens
Einen neuen Ton in die zurzeit heftig tobende Debatte um

Erzbergers Sein und Wirken bringt das Stuttgarter „Deutſche
Volksblatt“ Jn Nr. 161 vom 16. Juli 1919 bringt das Blatt, bei
dem Erzberger zur Zeit, als er noch den Schulmeiſterbakel über
die Jugend ſeines ſchwäbiſchen Heimatbezirkes ſchwang, ſeine
erſten journaliſtiſchen Verſuche unterbrachte und zu dem er ſeit-
dem gönnerhaftfreundſchaftliche Beziehungen unterhält, einen

langatmigen Leitartikel über Weltgeſchichte und Welt
gericht. Nach einem Bonifatius, der Deutſchland die
größte Wohltat durch Anſchluß der jungen chriſtlichen Landes
kirche an Rom brachte, und über Luther hinweg, deſſen Refor-
mation in Deutſchland die Keime allen Unheils legte, hat nach
der Auffaſſung des Stuttgarter Zentrumsblattes von Welt
geſchichte und Weltgericht, ein gütiges Geſchick einen Matthias
Erzberger geſchenkt und ihn in den Vordergrund der
deutſchen Lebensſchickſale geſtellt. Leider wollen nicht alle Geiſter
in Deutſchland ſich dieſer Schickſalsfügung beugen. Und wes-
halb? Weil ſie abgewichen ſind von dem Geiſte eines Boni
fatius und beſeelt ſind von dem grundſtürzenden Geiſte
Luthers, der das, was zuſammengehört, getrennt hat, näm
lich Religion und Politik; der die chriſtlichen Grundſätze aus dem
öffentlichen Leben ausgeſchaltet hat: „Und es iſt nicht zuviel ge
ſagt, wenn man den ganzen Krieg und all das Un
heil, das derſelbe im Gefolge hat, auf deſſen Konto
ſchreibt: die Weltgeſchichte iſt das Weltgericht. Denken wir aber

gar an die Revolution und ihre Folgen, ſo iſt dieſe erſt
recht im Gefolge von dem Werke Luthers. Auf die religiöſea
Revolution, wie dasſelbe (1) von maßgebenden proteſtantiſchen
Hiſtorikern bezeichnet wird, mußte die politiſche folgen.
Dieſe hat wieder die ſoziale im Gefolge mit all ihren Konſe
quenzen.“ Nach dieſer ſonderbaren hiſtoriſchen Beweisführung,
die wohl auch die Revolution im Lande der älteſten Tochter der
Kirche und in anderen katholiſchen Gegenden auf das Konto
Luthers /ſchreibt, will das Stuttgarter Leiborgan Erzbergers er
klären, weshalb das Auftreten Erzbergers, der Deutſchland aus
dem Krieg und dem Umſturz rettete, auf ſo viel Widerſpruch
und Verkennung ſtößt:

„Fragen wir, warum der Haß gegen Erzberger, ſo ſind
wir ſeit 1917, da der Erzbergerkoller ſo ins Kraut geſchoſſen
iſt, der feſten Ueberzeugung: wäre Erzberger nicht Zen-
trumsmann und Katholik, dann wäre er nicht der
Gegenſtand der Anfeindung und des Haſſes, dann würde man
ihn als großen Mann und Retter des Vater
landes feiern. Aber das kann und darf ein Zentrums
mann, ein Katholik niemals ſein und werden.“

Dieſe üble Geſchichtsklitterung und öde Kulturkampffech-
terei des Stuttgarter Zentrumsblattes iſt an ſich gewiß nicht
geeignet, ernſt genommen zu werden. Erzberger als Märtyrer
ſeines katholiſchen Glaubens iſt wirklich keine Figur, die auch
nur im entlegenſten Waldkirchlein des ſchwärmeriſch-frommen
Schwabenlandes Aufſtellung fände. Aber tieftraurig und be
ſchämend iſt es, daß das führende Blatt des württembergiſchen
Zentrums zur ſelben Zeit, in der die Partei ſich damit brüſtet,
der einzige Hort der kulturellen Forderungen der chriſtlichen
Weltanſchauung zu ſein, durch ſolche Ausführungen die blinden
Inſtinkte des konfeſſionellen Fanatismus wachruft und in den
Dienſt politiſcher Meinungskämpfe ſtellt.
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Widerſpruch. Zurufe: Die Demokraten

Nationalverſammlung
Weimar, 25. Juli.

Praſtdent Fehrenbach eröffnet die Sitzung 10 Uhr 25 Min.
Die Sitzung beginnt mit der Beratung einer großen Anzahl

kleiner Anfragen
Abg. SchulzBromberg (Dkſchnatl.): Jch bitte eine Entſchei

vung darüber, ob wir nicht bis zur großen Herbſtpauſe in Weimar
bleiben wollen, im Plenum herbeizuführen.

Präſident Fehrenbach: Die Vorliebe des Herrn Abg. Schulz
für Weimar teile ich auch. Unſer Reichstagsgebäude iſt jetzt aber
wieder im Stande, der Umzug des Büros von Weimar nach
e kann ſich im Verlauf des Monats Auguſt ganz ruhig voll
ziehen.

Abg. Schiffer (Dem.): Meine Fraktion legt Wert darauf,
eären zu laſſen, daß wir ſo ſchnell wie möglich wieder nach
Berlin zurückkehren wollen.

Hiedauf wird in der Beſprechung der Erklärung
der Reichsregierung fortgefahren.Dr. Brauns (Ztr.): Zentrum und Sozialdemokratie haben
ihre Koalition nicht von langer Hand vorbereitet. Plötzlich, in
denkbar ſchwerſter Stunde des Vaterlandes und ohne Zutun ent
ſtand ſie aus Pflichtgefühl gegenüber dem damals ſo hart ge-
prüften Volk und Vaterland. (Sehr richtig! im Zentrum.) Eine
andere Koalition war ausſichtslos. Sie trat zuſammen, weil das
Reich ſonſt vor der Anarchie ſtand. Die grundſätzlichen Unter-
ſchiede und ihre eigene politiſche Ueberzeugung wollen beide Par-
teien behalten. Ausgefragen kann der Streit um die Friedens
frage erſt bei den Reichstagswahlen werden. Die Notlage des
Vaterlandes erzwang ein K romiß, dieſe politiſche Arbeit kann
neu geſtalten, ohne unveräußerliche Werte zu verlieren. Ohne
die Sozialdemokratie iſt jedenfalls keine Regierung heute denk
bar. Das Zentrum glaubte ſich der Verantwortung für die
Unterzeichnung des Friedens nicht entziehen zu können. Jn der
entſcheidenden Fraktionsſitzung ſtimmten nur 7 Mitglieder gegen
die Ratifikation. Die Gründe ſind einfach: Die Ablehnung
würde den Krieg, die Anarchie, den wilden Streik und den
Bürgerkrieg gebracht haben. Auch die Rechte konnte die Entwicke
lung nicht hindern. Jhr Nein war ein Nein des Affektes (ſtürmi-
ſſcher Widerſpruch rechts, langanhaltende Bewegung und wogende
Zurwife, die ſich wiederholen, als der Redner fortfährt): war ein
Nein des Affektes und nicht der aufbauenden Tat. Die offi-

ielle Rednerin auf dem deutſchnationalen Parteitag hat es
rtiggebracht, hier von einer movaliſchen Ohrfeige zu ſprechen.

auchen keine Beſtätigung unſerer nationalen Geſinnung.
Sehr richtig! im Zentrum.) Wir wußten genau, was ſonſt noch

(Widerſpruch vechts, große Unruhe, Zurufe im Zentrum
und links: Geſchichtsfälſchungl) Der Friede ſelbſt iſt ein Un
wecht und eine Vergewaltigung, und wir werden nicht aufhören,
ſeine Reviſion auf friedlichem Wege zu fordern. In unſerer
auswärtigen Politik müſſen wir den Schutz des Deutſchtums im
Auslande und die Gewinnung unſerer deutſchöſterreichiſchen
Stammesbrüder betreiben. (Veifall im Zentrum.) Wir erheben
Einſpruch gegen die Trennung Deutſch-Südtirols von Oeſter
veich. Auch mit Polen liegt eine Verſtändigung im beidetſeitigen
Jntereſſe. Mit dem chriſtlichen Sittenkodex iſt nur vereinbar
das Jdeal der Völkerverſöhmwung und des Völkerbundes. (Beifall
im Zentrum.) Aber mit gleichen Rechten und Pflichten. Für
den Wiederaufbau unſerer Wirtſchaft brauchen wir Rohmateria-
lien, Arbeitsleiſtung, Steigerung der land wirtſchaftlichen Pro
duktion, Sicherung der Arbeit durch Tarifverträge, die das beſte
Mittel gegen Streiks ſind, ſowie ländliche Beſiedelung. Wir ſind
keine grundſätzlichen Gegner einer gebundenen Wirtſchaft, aber
in der jetzigen Lage können wir ſolche Experimente nicht machen.
Für beſonders notwendig halten wir die Stärkung des Arbeits
willens. Von einem Streikverbot halten wir nichts, weil ſeine
nächſte Folge ein Streik gegen das Verbot ſein würde. Ebenſo
wichtig wie die Erneuerung der Wirtſchaft iſt auch die Neu
ordnung des Staatslebens. In der Länderfrage werden wir
nach wie vor dafür eintreten, daß die Selbſtändigkeit der Einzel-
ſtaaten nicht ſtärker beſchnitten wird, als die Notlage des Reiches
verlangt. Ein völlig zentraliſiertes Reich lehnen wir ab. Wir
wollen eine Erziehungsſchule und keine reine BVildungsſchule.
Unſer Schulkompromiß iſt am allerwenigſten ein Handels-
geſchäft. Es iſt eine ſtaatskluge, praktiſche und dauernde Löſung
auf der Grundlage politiſcher Toleranz. (Zuſtimmung und

lachen! Lebhafter
Widerſpruch der Demokraten. Zurufe: Nein, nein! Unerhört!
Abg. Gothein: Kein Menſch hat gelacht!) Herr Geheimrat
Gothein, der frühere Staatsminiſter Dernburg hat gelacht. (Leb-
hafte andauernde Unruhe.) Das Kompromiß bietet uns die
Möglichkeit, an einem neuen Kulturkampf vorbeizukommen. Wir
ſind aus Pietätgefühl entſchloſſen, an der aufbauenden Arbeit
auch ferner teilzunehmen. (Langandauernder Beifall im Zentr.)

Preußiſcher Landwirtſchaftsminiſter Braun: Wenn der Ab-
geordnete Duſche auch nur eine Spur des Verantwortlichkeits
gefühls hätte, das er mir geſtern abgeſprochen hat, ſo würde er
micht leichtfertig ſo ſchwerwiegende Vorwürfe gegen uns erhoben
haben. Fch habe ſchon vor Monaten, als die Gefahr eines Land
arbeiterſtveiks auftauchte, Vorbeugungsmaßregeln getroffen.
Wo dieſe Erlaſſe lohyal ausgeführt worden ſind, hat Ruhe ge-
herrſcht. Nur in Pommern, wo die Arbeitgeber unter Führung
des Pommerſchen Landbundes in der einſeitigſten Weiſe den
HerrnimHauſe Standpunkt vertreten haben, iſt es zu Streiks
gekommen. Durch ein Schreiben dieſes Landbundes vom
28. März, das nur an die zuverläſſigen Landräte durch Offigiere
verſchickt worden iſt (Rufe: Hört, hört! Unerhört! bei den So
gialdemokraten), iſt ein Waffenſchmuggel zwecks Bewaffnung der
Mitglieder des Landbundes in die Wege geleitet worden. (Hört,
hört!) Und leider muß geſagt werden, daß auch die militäriſchen
Behörden ihre Hand dabei im Spiele gehabt haben. Redner ver-
lieſt zum Beweiſe ſeiner Behauptung eine Anzahl Schreiben und
andere Schriftſtücke und geht dann des Näheren auf den Aus-
bruch und Verlauf des Streiks ein. Durch all dieſe Treibereien
und ſchließlich durch die Verhängung des Belagerungszuſtandes
hat der Streik einen Umfang angenommen, den er ſonſt nie an
genommen haben würde. Jch habe, meiner Verantwortung voll
bewuſtt, ſofort veranlaßt, daß der Belagerungszuſtand aufgehoben
und Verhandlungen über Tarifverträge in die Wege geleitet
wurden. Wenn bei dem jetzt graſſierenden Streikfieber von den
Millionen Landarbeitern nur einige Tauſend in den Streik ge-
treten ſind, ſo iſt das in erſter Linie der Tätigkeit des Landwirt
ſchafts miniſteriums und ſeiner Kommiſſare zu verdanken. Wenn
es infolge des Streiks zu Schäden in Pommern gekommen iſt, ſo
tragen lediglich diejenigen die Schuld daran, die ſeit Wochen und
Monaten ſhſtematiſch das Zuſtandekommen von Tarifverträgen
vereitelt haben. (Sehr richtigl! und Beifall bei den Sozialdemo-
kraten.) Die berechtigten Forderungen der Arbeiter müſſen er
füllt werden. (Zurufe vechts.) Jch will lieber Miniſter bon
20 000 Landarbeitern ſein, als der Kommis von 50 Großgrund-
beſitzern, die mit ihrem Hochmut den Streik verſchuldet haben.
Der geſunde Sinn der Landarbeiter wird hoffentlich die Provo-
kation von rechts, wie die kommuniſtiſche Hetze von links als
Wahnſinn und Verbrechen am Volke ablehnen. (Beifall links.)

Die Erörterung wird auf 328 Uhr vertagt.
Perſönlich bemerkt
Abg. Dr. Dernburg (Dem.): Weder der Inhalt der Rede

des Dr. Braun, noch die Art, wie er ſie hielt, veranlaßte mich,
lachen.3 Abg. Duſche (D. Vpt.): Der preußiſche Landwirtſchafts

miniſter hat nichts zurückgenommen, ſondern die Beleidigung
amtlicher Landwirte in Deutſchland aufrechterhalten.

m

nicht eingefallen, alle Landwirte zu beleidigen.
führungen waren vollkommen deutlich, wen ich meinen konnte.
3 halte allerdings diejenigen, ob rechts oder links, die mit

demokratiſchen Politik wieder angeknüpft werden. Der

arbeiten an dem Verſuche, Grundlagen für

Abg. Dr. Brauns (Zentr.): Nach den Worten des Dr. Dern

Mir garMeine Aus-

burg nehme ich meine Vemerkung zurück.
Preußiſcher Landwirtſchaftsminiſter Vraun:

naten arbeiten, für Bolſchewiſten. Sie bilden ebenſo
wie die Kommuniſten nur eine gewalttätige Minderheit. ifall bei den Sogialdemokraten.) s wen

Schluß 134 Uhr.

Nachmittagsſitzung.
Vizepräſident Dietrich eröffnet die Sitzung 8 Uhr 40 Min.
Abg. Frau Dr. Bäumer (Dem.): Der Zentrumsredner iſt

noch einmal auf unſere Stellung zur Friedensfrage zurückgekom
men. Wir fühlen uns nicht veranlaßt, ihm darin zu folgen, da
unſere Haltung immer konſequent geweſen iſt.
Sozialdemokraten: Konſequent?)
entwickelten Programm werden wir im Rahmen unſerer demo-
kratiſchen und politiſchen Ueberzeugung mitarbeiten.
wollen wir in entſchloſſener Treue zu deutſcher Art und Ge

(Zurufe bei den
An dem von dem Miniſter

Dabei

ſinnung ſtehen, lehnen aber eine Gewaltpolitik entſchieden ab.
Unſere ausländiſchen Beziehungen müſſen auf Grund einer

ölker
erech

uſtimmung.) Jn dieſem
ienen. Wir verlangen,

bund hat für uns nur Wert auf der Grundlage der Glei
tigung des deutſchen Volkes. (Lebhafte
Sinne wollen wir der Völkerbundsidee
daß der von uns bereits einmal aufgeworfene Gedanke eines
internationalen Schiedsgerichts über die Schuldfrage noch einmal
erörtert wird. (Lebhafter Beifall.) Eine Revanchepolitik lehnen
wir ab. Sie würde eine verhängnisvolle Fortſetzung der Jllu-
ſionspolitik des Krieges bedeuten und die neue innere Einheit
unſeres Volkes unmöglich machen. Wir wollen mit-ie Zuſammenarbeit
der Völker aufzuſtellen, und betrachten es als unſere Aufgabe,
der Welt nicht die Weltrevolution, ſondern den Weltfrieden zu
bringen. (Lebhafte Zuſtimmung.) Dafür iſt die Vorausſetzung
die Ueberwindung unſerer Zerriſſenheit im Jnnern. Dem für
die innere Politik aufgeſtellten Regierungsprogramm ſtimmen
wir durchweg zu. In dem Augenblick, wo wir die Einheit unſeres
Volkes ſo nötig haben, wird ein Schulkompromiß abgeſchloſſen,
das unſer Volk in ſeiner ganzen Jugenderziehung auseinander-
reißt. (Sehr richtig! und lebhafte Zuſtimmung bei den Demo-
kraten; lebhafter Widerſpruch im Zentrum.) Wir werden auf
dem Boden der Einheit und der Freiheit und eines ſtarken Na
tionalbewußtſeins an dem Programm der Regierung mitzuarbei-
ten ſuchen. (Lebhafter Beifall bei den Demokraten.)

Abgeordneter von Graefe (Deutſchnat.):
Die Regierung hat erklärt, ihr Programm hier nicht ent

wickeln zu können, ehe nicht die Verfaſſung fertig ſei. Wir ſind
nicht harmlos genug, das ſo anzunehmen, aber wir verſtehen,
daß ſie ein wenig Wert darauf legte in die verdorrende Hand,
von der Scheidemann ſprach, etwas junges Leben zu legen und
deshalb vier Wochen verſtreichen ließ. Die jetzige Regierung
unterſcheidet ſich von ihrer unmittelbaren Vorgängerin nur da
durch, daß ein Teil der alten Mitarbeiter ausgeſchieden iſt, die
übriggebliebenen aber tragen noch die gleichen Kappen. Die
Miniſterreden haben das nur beſtätigt, indem ſie Scheidemanns
eigene Worte gebrauchten. Jn der Diskuſſion ich habe wenig-
ſtens den Eindruck ſind dieſe programmatiſchen Reden der
Miniſter etwas in den Hintergrund getreten. (Unruhe links.)
Eine neue Gedankenreihe iſt auch wirklich nicht darin zu finden.
(Sehr richtig! rechts.) Sie ſind lediglich die alten Partei, nicht
gerade Phraſen, ſondern Parteireden, die wir genug gehört
haben. Charakteriſtiſch erſchien mir nur das Geſtändnis des
Miniſterpräſidenten: er verzichtete darauf, die Errungenſchaften
der letzten acht Monate aufzuzählen. Herrn Bauer war das die
ſtolze Geſte des Bewußtſeins: „Gute Ware lobt ſich ſelbſt“, oder:
Vorſicht und Rückſicht auch demjenigen Kollegen, der im Miniſte-
rium die eigentliche führende Stellung hat. (Unruhe links.
Mehrere Worte des Redners gehen in dem Lärm verloren.) Als
Oppoſition haben wir keine Veranlaſſung, uns den Rückblick zu
ſchenken. Wir allerdings wollen uns anſehen, wodurch die
jetzige Regierung und ihre Vorgängerin auf den Platz Bismarcks
gekommen ſind, um ſein Werk zu zerſtören. (Großer Lärm
links.) Die, Verfaſſung, mit der ſie die alte Bismarckſche um-
geworfen hat, beweiſt, daß Sie ſein Werk zerſtören. (Sehr richtig!
rechts, andauernder Lärm links.) Redner mit erhobener
Stimme nach links: „Wozu der Lärm, der Kaſus macht mich
lachen“. Wer nicht in der Oppoſition iſt, hat es leicht, auf der
Höhe des politiſchen Kampfes zu bleiben. Aber auch, wenn wir
ſcharfe Oppoſition machen, legen wir Wert auf die Feſtſtellung,
daß wir an die Seite nicht rühren. Jch vermag mit
dem politiſchen Gegner ebenſo zu verkehren, wie mit meinem
Feinde. Selbſt von den Unabhängigen wird mir das Zeugnis
nicht verſagt werden. Wo gibt es einen Unterſchied, daß man
mit dieſem oder jenem Kollegen oder Miniſter nicht verkehrt,
aber nicht wegen politiſcher Feindſchaft, ſondern aus menſchlichen
Gründen (Unruhe links. Sehr richtig! rechts.) Wir müſſen die
Gründe unſerer Oppoſition nachprüfen, weshalb wir die Taten
der Regierung für ein Unheil an unſerem Volke anſehen. War
der Weg, auf dem Sie die Monarchiſten ſtürgten, der Wille der
Mehrheit des deutſchen Volkes? (Widerſpruch und Unruhe links.)
Das Wahlreſultat gibt Jhnen kein Recht dazu. Den Wahl
modus haben Sie ſich aus eigener Machtvollkommenheit der Re
volution ſo geſtalten können, wie es Jhnen günſtig erſchien.
Haben Sie aber eine urſprüngliche republikaniſche Mehrheit in
dieſem Hauſe erzielt? Der Mehrheitsſpruch iſt doch nur eine
Verſchleierung des tatſächlichen Ergebniſſes geweſen. Wer hätte
im Zentrum oder in der Mitte des Hauſes vor einem Jahre noch
grundſätzlich ſich zur republikaniſchen Verfaſſung bekannt?
Wenn Sie heute auf dieſem Boden ſtehen, ſo fügen Sie ſich
lediglich der vollzogenen Tatſache.

Es iſt aber kein Bekenntnis der Republik.
Bezeugt wird es durch den ſozialdemokratiſchen Parteiführer
Heilmann, der wenige Tage vor der Revolution ausdrücklich er
klärte, er beſtände nicht auf der Verabſchiedung des Monarchen,
weil die Mehrheit des deutſchen Volkes nicht republikaniſch, ſon
dern monarchiſch geſinnt ſei. (Große Unruhe links.) Dieſes
Bekenntnis aus dem Munde eines Parteiführers beweiſt, daß
die Berufung auf die Mehrheit des Hauſes ein Trugſchluß iſt.
Sie kam zuſtande durch eine Vergewaltigung des deutſchen
Volkes. (Lebhafte Unruhe links.) Wie man dem deutſchen
Volke jetzt ohne jede Verfaſſung gegen den Willen dieſer Mehr
heit einen Frieden aufgezwungen hat, (ſehr richtigl! rechts, Un
ruhe links), ſo war eine Vergewaltigung der Mehrheit durch eine
Minderheit nur möglich, weil das deutſche Volk durch die Schreck
niſſe des Krieges zermürbt war und Frieden und Brot ver
langte und alles über Bord warf, als ihm dafür die Ausſicht auf
Friede und Brot geboten wurde. Wenn auch manche ebrliche
Phantaſten Brot und Frieden erwarteten, ſo haben doch unend-
lich viele lediglich

zur Befriedigung ihrer politiſchen Machtgelüſte
die niedergedrückte Stimmung des deutſchen Volkes verbreche-
riſch gemißbraucht. (Sehr richtig! rechts.) Alle verartigen Ver
ſuche in den Ländern unſerer Feinde wurden damals unter
drückt, ſo daß der engliſche Admiral Begatty 200 Matroſen er-
ſchießen und Clemenceau die Meuterer im franzöſiſchen Heere
an die Wand ſtellen ließ. Es iſt ein tragiſches Geſchick für Unſer
armes deutſches Volk, daß die verbrecheriſchen Anſchläge gewiſſer

Ein Großkampftag in Weimar
Politiker bei uns nicht auf dieſelbe Weiſe beſeitiwurden. Der „Vorwärts“ ſchrieb ja damals, wenn t Regte,
rung nicht hätte Blutvergießen vermeiden wollen, wäre es nicht
zum Matroſenaufſtand gekommen. Sie (zu den Soz. gewendet)
haben auch kein gutes Gewiſſen in dieſer Hinſicht, indem Sie das
deutſche Volk hingehalten haben. Es wurde damals behauptet
daß ſich der Krieg nur gegen den Kaiſer, nicht gegen das Volt
richte. Auch Ebert hat in der erſten Sitzung dieſes Hauſes er
klärt, daß nur der Kaiſerismus und Militarismus zerſtört
werden ſollten. Damit hat ſich auch Ebert auf dieſen Boden ge
ſtellt. (Widerſpruch bei den Soz.) Dagegen hat er am 21. Juni
das Bekenntnis abgelegt, daß die Entente nicht gegen Kaiſe-
rismus und Jmperialismus und gegen die Alldeutſchen gekämpft
habe, ſondern daß Deutſchland der Entente ſtets ols Urſprungs.
land des Sozialismus verhaßt geweſen ſei. Dann hat alſo die
Entente gegen das deutſche VTolk gekämpft. (NBufe bei den Soz
Sie ſind ein Demagoge.) Mit welchen demagogiſchen Mitteln
Sie jene Jdee in die Armee pflanzten und unſere militäriſcheMacht zerrütteten, dafür liegen die Sekenntniſſe von Herrn Vater

und von Herrn Ledebour vor, ebenſo direkte Freie von der
Front ſelbſt. Am 24. Juni 1917 bereits erließ die Oberſte
g. ein Rundſchreiben gegen dieſe Wühlarbeit. Die

Diviſton rief bei ihrem Rückzuge dem ihm zu Hilfe kommen-
den Korps „Streikbrecher“ zu. (Rufe bei den Soz.: die Offi
ziere!l) Niemand wird Jhnen die Schuld abnehmen. Die Zer-
mürbung unſeres Heeres hat ſeinen Zuſammen-
bruch herbeigeführt. Die Revolution hat ihm den letzten Stoß
gegeben. Hindenburg erklärte noch am 25. Oktober 1918, daß die

militäriſche Kapitulation für einen Soldaten
unannehmbar

ſei. Wenn die Feinde ſähen, daß die Front nicht zu durch
brechen ſei, würden ſie zum Frieden bereit ſein. Wenn Herr
Erzberger nachher etwas anderes erklärte, ſo lag dazwiſchen die
Revolution. (Miniſter Erzberger: „Nein.“) Erſt durch die Er
richtung der Republik kam die Kapitulation. Die Revolution
machte die Annahme der ſogenannten Waffenſtillſtandsbe-
dingungen möglich. General von Winterfeldt ſchrieb, der Um
ſturz in Deutſchland habe die Stellung unſerer Delegierten
außerordentlich geſchwächt. Mit einem einigen Volke im
Rücken hätte man andere Friedensbedingungen durchſetzen
können. (Lärm bei den Soz.) Nun geſchah die große weltge-
ſchichtliche Lüge, daß man die vollſtändige Kapitula-
tion damals dem deutſchen Volke als einen Waffen-
ſtill ſtand diktierte. (Sehr richtigl! rechts.) Jch finde für
dieſen unerhörten Vorgang, deſſen Schuld niemals von den Ver-
antwortlichen abzuwälzen ſein wird, nur Erklärung, daß es ſich
damals nicht um den äußerſten Kampf, ſondern ſchon um die
vollſtändige Preisgabe der Möglichkeit handelte, an dem
Friedensvertrag aktiv teilzunehmen. Wäre damals dem deutſchen
Volke zum Bewußtſein gekommen, daß es ſeine Waffen aus-
lieferte, ſo hätte das etwas ähnliches hervorgerufen, wie am
12. Mai, als alle Parteien und die Regierung erklärten, daß ein
Volk ſeine Ehre nicht preisgeben dürfe. Aber dann war
es aus mit den Erfolgen der Revolution. Nur ein
einiges Volk hätte dieſe Tat vollbringen können. Unter
der Maske eines Waffenſtillſtandes lieferte man das Volk reſt
los dem Feinde aus. Am 4. März 1918 ſchrieb der „Vorwärts',
Rußland wäre nur eine leichte Beute geworden, weil ſeine
Machthaber ſeine völlige militäriſche Ohnmacht herbeigeführt
hatten. Eine ehrliche Demokratie hätte unſerem Volke die Ent
ſcheidung überlaſſen, anſtatt ihm

das Gaufkelſpiel des Waffenſtillſtandes
vorzumachen. (Heftig auf den Tiſch ſchlagend): Herr Erz-
berger hat als erſter das gemacht. Herr Ebert verſicherte
am 18. Juni Demokraten in Berlin, die deutſche Regierung
werde dieſe Friedensbedingungen nie und nimmer annehmen.
Als die deutſchen Truppen zurückkamen, empfing man ſie mit
dem Plakat „Friede, Freiheit, Brot“'. Die dem Volke Frieden
und Brot verſprachen, ſtehen jetzt vor der Pleite ihrer
Politik. Wäre damit dem deutſchen Volk, wäre dann dem
deutſchen Volk zum Bewußtſein gekommen, daß es ſeine Waffen
auslieferte, ſo hätte das etwas ähnliches hervorgerufen wie am
12. Mai, als alle Parteien und die Regierung erklärten, daß ein
Volk ſeine Ehre nie preisgeben dürfe. Aus ſogialdemokratiſchem
Munde haben wir am 12. Mai gehört, daß unſereArbeiter ihre Waffen am 5. November 1918
nicht niedergelegt hätten, wenn ſie dieſen
Frieden vorausgeahnt haben würden. Das iſt eine
völlige Anerkenntnis des Mißlingens der Jlluſions-
politik. Aehnlich führte Dr. Lerſch in der „Glocke“ aus, daſi
die Verfechtung der Jlluſion vom Völkerbunde angeſichts dieſes
Friedens vor einem ungeheuren Scherbenberge ſtünde und das
idiotiſche Ausplärren von der deutſchen Kriegsſchuld doch nun
endlich aufhören müſſe. Die ſozialiſtiſchen Jlluſionspolitiker
fürchten aber nur das offene Eingeſtändnis, das deutſche Volk
zum Opfer ihrer Politik gemacht zu haben. Vorausſehend,
ſchrieb Theodor Wolf ſchon am 2. Dezember im „Berliner Tage-
blatt“, daß die Entente Gewalt an Stelle des Rechtes treten
laſſe, um mit eine glängende Ehrenrettung für die militäriſche
Kriegspolitik zu ſchaffen. Damit hat er im voraus die gran-
dioſeſte Blamage der Jlluſionspolitik beſcheinigt. (Lebhafter
Beifall rechts.) Nun wird in einer offiziellen ſozialdemokratiſchen
Parteikundgebung ausgeführt, daß die Alldeutſchen bis zum
9. November die Politik unſerer Heimat geführt haben. Ebert
iſt darin ganz unſerer Auffaſſung geweſen. Er hat in den
erſten Tagen der Revolution ausgeführt, daß die Sozialdemo
kraten ſchon alle Macht gehabt hätten, ehe die Vertreter der
alten Herrſchergewalt dieſe habe den Sozialdemokraten über-
tragen. (Große Unruhe bei den Sozialen.) Helmut von Ger
lach hat ſchon im April 1917 feſtgeſtellt. daß die
Sozialdemokraten die wertvollſte Stützeder Regierung Bethmann Hollweg waren. Der
Redner führte eine Anzahl ſozialdemokratiſcher Aeußerungen
an, darunter das Wort Scheidemanns von dem Würzburger
Parteitag 1917: Er ſei ſtolz darauf, daß ſozialdemokratiſche
Worte und Gedanken nunmehr von der Mehrheit des Reichs
tages vertreten würden.Dazu gehörten wir bekanntlich nicht. (Lebhafter Wider
ſpruch links.) Jm September 1917 ſchrieb auch der „Vorwärts“,
daß die Politik des Reichstages nicht mehr unter dem Einfluß
der Alldeutſchen ſtände, und jetzt ſollen die Alldeutſchen die Trä
ger der Politik vor dem 9. November geweſen ſein? d. h.: San
in die Augen des deutſchen Volkes ſtreuen (Andauernder Beifall
rechts, Widerſpruch links.) Die Demokraten Hieber, Dr. Pach
nicke und andere waren nicht grundſätzlich gegen die Annektion.
Herr von Paher ſagte im Hinblick auf die Erweiterung der
Grenzen Deutſchlands: So beſcheiden ſind wir nicht. Müller
Meiningen war ein Annexioniſt, ebenſo Hoff. Dr. David hat
ausgeführt, er habe nie ein ſozialdemokratiſches Programm für
grundſätzliche Ablehnung der Annektion gegeben, aber der
ſchlimmſte aller Annexioniſten (der Redner blickt auf den Mi
niſter Grzberger. Langanhaltende ſtürmiſcher Heiterkeit. Der

Miniſter Gisberts klopft dem Miniſter Erzberger auf die Schul
ter. Erneute ſtürmiſche Heiterkeit.)) Der Redner legt das be
kannte Annexionsprogramm Erzbergers aus dem
Sept. 1914 unter ſtürmiſchen Widerſpruchskundgebungen der
Linken und Zuſtimmungsäußerungen der Rechten im einzelnen
dar und fährt fort: Der Urheber dieſer Forderungen das waren
doch Sie! (auf den Miniſter weiſend. (Reichsminiſter Er
berger: Jch werde Jhnen ſchon antworten.) O ja, ich kenne
das Bild aus dem „Ulk“, das Sie als Vollmond zeigt (Großl
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udie wirkliche Enthüllur

erserbracht, daß der Miniſter ihm bekanntgewordene Geheim-

veteilti gung an

P Eage um 1 Uhr auf dem Stettiner Bahnhof einen Brief

Dieſes Annexdonsprogramm Wnnen Sie nicht ab
So fehen die Annexioniſten aus, die Sie

n die Schuhe S ehe wollen. (Langanhaltende
Heiterkeit). Redner ſtellt nunmehr dem An
ramm Erzbergers die

T iedensbedingungen der Oberſten Heeresleitung
Friede Dezember 1916 gegenüber, Ich gweifle nicht daß

vorlegen wird, was die An
deutſchen Kreiſe in der O. H. L. beweiſen ſoll.

f des Reichsminiſters Erzberger: „Allerdings“ Jch bin
m ugt, daß es Jhrer Geſchicklichkeit und Gewandtheit ge

über nird, durch irgend.velche Ankündigungen ſich hier imlingen Begeiſterungsatmoſphäve zu a (Andauernde
Auf die Ausführungen des Grafen Wedel,

ſind, will ich vor der Antwort Grz-
ngehen. Jch halte aber den Nachweis

nruhe links.)

r nicht weiter

für er chwerwiegenden Weiſe fü Volkniſſe in einer r er W kann
gehandelt, als

r im feindlichen Solde gen hätte.dauernde Unterbrechungen.) Ein Teil des Zentrums
Der Redner beſchäftigt ſich nunmehr mit

des vom Zentrumsabgeordneten Dr. Braun
n a. gegen die von den Deutſchnationalen abgegebene GErklä-

Er ſtellt feſt, daß die Deutſchnationalen ſich zur
a einer Regierung bereit erklärtben (Miniſter Gisberts: nicht wahr!) Ehe Sie ſagen „nicht

wahr“, hören Sie erſt meine Ausführungen an. Es liegt ein
offizieller Fraktionsbeſchluß vor, daß meine Fraktion ſich unter
der Vorausſetzung einer beſchlußzfähigen Mehrheit an einer Re

ierung beteiligen wollte. (An nde Aharufe links). Die-
en Fraktionsbeſchluß dürfen Sie nicht mehr anzweifeln. (Leb-

ter Widerſpruch im Zentrum. Andauernde große Unruhe,

lußrufe.) ßPräſident Fehrenbach weiſt darauf hin, daß im Verlaufe der
Ausſprache ja noch Gelegenheit ſein wird, zu den Ausführungen
des Redners Stellung zu nehmen. Redner beſtreitet ferner, daß

Deutſchnationale an Mitglieder des Zentrums herangetreten
wären, um ſie für die Zuſtimmung zu den Friedensbedingungen

gewinnen. Er fährt fort: Das iſt völlig unrichtig. Es iſt
ums vitterer Ernſt geweſen, in der Nationalverſammlung eine
Mehrheit gegen die Unterzeichnung zuſtandezubringen. (Lebhaf
ler Widerſpruch im Zentrum; andauernde große Unruhe; Schluß-
Kufe.) Wie die äußere, ſo iſt auch die innere Politik der Revo
iutionsregierung völlig zuſammengebrochen. Den wilden Lohn-
treibereien ſteht die Regierung vollkommen hilflos und rat-
los gegenüber. Jetzt kommt man mit der Sozialiſierungs-
olitik und mit einer Steuerpolitik, die einfach eine

Lermögenskonfiskation bedeutet. Trotzdem wird
man um den Staagtsbankrott nicht herumkommen. Ueberall

otale Auflöſung jeder Ordnung, jeder wirtſchaftlichen Be-
fätigung, ein Scherbenhaufen, wie in der auswärtigen Politik.
Wir wollen daher der Regierung unſer Mißtrauen in aller

Form ausdrücken. Die Mehrheit des Hauſes kann uns einengen von fruchtbarer Arbeit zurückdrängen. Aber nach den

Worten des Dichters „Es iſt ein Genuß, einer Minderheit an
hören, die die Wahrheit vertritt“ (bei dieſen Worten bricht

auf der Linken Hohngelächter und lauter Lärm aus, die ſich bei
dem einſetzenden Beifall der Rechten wiederholen in dem ent
ſtehenden Lärm gehen die mit erhobenerr Stimme geſprochenen

Schlußworte des Redners unter.)

Reichsminiſter Erzberger:
Wir nehmen den Kampf auf und wollen ihn gegen die Partei

des Vorredners mit aller Entſchiedenheit und Rückſichtsloſig
keit (1) führen im Jntereſſe des deutſchen Volkes. (Lebhafter

Beifall links und im Zentrum.) Die Wiederkehr der deutſch
nationalen Elemente würde den Ruin des deutſchen Vaterlandes

für alle Zukunft bedeuten. Wodurch ward Deutſchland Republik?
Lediglich durch Jhre Schuld, die erfolgreichſten Schrittmacher auf
dieſem Gebiete. Und ein ganz erheblicher Teil der Schuld trifft
den Kaiſer und die Bundesfürſten ſelbſt. Wo waren ſie in jenen
Tagen, wo waren Mut und Selbſtachtung, zum Volke in ſeiner
Not zu ſtehen? Beifall und langandauernde Unruhe.) Einer
meiner größten Fehler war eine zu weit gehende Gutmütigkeit
gegenüber den früheren Regierungen. Ein zweiter ein zu weit
gehendes Vertrauen zu ihnen. Auf dieſem beruhten die Auf
er die ich von dem damaligen Reichskanzler erhielt. Denn
elbſtändig habe ich nie propagiert. Jch habe mich

aber zuerſt öffentlich von Jhnen zurückgezogen. Jch habe immer
das Beſte für das Vaterland gewollt, und auch dafür gearbeitet.

wünſchte, meine Gegner hätten ein ſo gutes Gewiſſen wie
h. Mit Jhnen, Herr von Graefe, tauſche ich nicht. (Zu
ſtimmung.) Wer, Herr Graefe, im Glashauſe ſitzt, darf die Re

gierung nicht als illuſioniſtiſch bezeichnen. Wer hat vier
Jahre lang unverantwortlich das deutſche Volk von einer Jllu

in die andere geſtürzt? Deutſchland hat vier Jahre lang
rhaupt keine politiſche Regierung gehaht, ſondern eine mili-

täriſche Diktatur. Es war das Unglück des deutſchen Volkes, daß
s ſein Militär vorherrſchen und die Vernunft nicht zu Worte
lommen ließ. Mehr als einmal waren Friedensmöglich-
keiten vorhanden. Jetzt haben Sie nichts mehr zu verſchweigen.

Präſident Fehrenbach rügt dieſe Zeußerung und bemerrr,
daß er den Zwiſchenruf des Abgeordneten Roeſicke nicht ver
ſtanden habe, um ihn gleichfalls zurückweiſen zu können.

Reichsminiſter Erzberger forrfahrend: Herr Roeſicke be
hauptet, ich hätte Friedensmöglichkeiten in Deutſchland zerſtört.
Das iſt der ſchwerſte Vorwurf.

mindeſtens zweimal ſollte ein ehrenvoller
Sriede zuſtandekommen.

Die Rechte mit dem Militär zuſammen hat dies beide Male ver
hindert. (Große Bewegung.) Wilſon wollte 1916 mit aller
Energie den Frieden herbeiführen. Man frage nur den
Grafen Bernſtorff. Warum wurde Graf Bernſtorff nach
ſeiner Rückkehr aus i wochenlang nicht zum Vortrag
an der höchſten Stelle zugelaſſen (Hört, hört!l) Das Friedens
werk Wilſons wurde ſabotiert durch die Erklärung des U-Boot-
Krieges. Jm demokratiſchen „Deutſchland“ hat Graf Bernſtorff
eine Darſtellung ſeiner Vermittlungsaktion gegeben und feſt
geſtellt, daß ſie durch die UPoot Erklärung durchkreuzt und da
mit der Krieg für uns verloren war. Der Abgeordnete Graefe
kat ph init einer Darſtellung oes Grafen Wedel beſchäftigt aus
den Hamburger Nachrichten“. J bin dem Grafen
Wedel für ſein Hervortreten dankbar. (Zwiſchen
rufe rechts: Na, nal) Jn ſeinem Artikel beſtätigt er zweierlei:
die Notwendigkeit eines Friedensſchluſſes im Jahre 1917 und die
Möglichkeit dazu. Das ſind die großen politiſchen Tatſachen, die
der Artikel des Grafen Wedel enthält. (Lebhafte Zuſtimmung
links und in der Mitte.) Bis zur Stunde iſt aber von Jhnen
(zu den Deutſchnationalen) die Möglichkeit eines Friedens
ſchluſſes immer beſtritten worden. Ueber die Qualitäten des
Grafen Wedel will ich mich nicht mehr auslaſſen. (Zurufe bei
den Deutſchnationalen.) Von dem Jmmediatbericht des Grafen
Czernin an den Kaiſer Karl hat der Graf Wedel nur
einen Satz geſchrieben: Er habe im Hauptquartier nicht den er
wünſchten Eindruck gemacht. Der Bericht des Grafen Czernin
wird in den nächſten Tagen veröffentlicht werden, und dann mag
ſich jeder ein Urteil darüber bilden, ob man dieſen Bericht mit
einem ſo nichtsſagenden Satz abtun durfte. Der Redner verlieſt
die Schlußſätze des Jmmediatberichts des Grafen Czernin.
Darin heißt es: daß Oeſterreich am Ende ſeiner Kraft iſt und
Deutſchland über den Spätſommer (der Bericht trägt das Datum
des 12. April 1917) nicht mehr auf Oeſterreich werde rechnen
können. Der Bericht fährt fort:

„Die deutſchen Staatsmänner haben mir keinen Zweifel
darüber gelaſſen, daß auch für Deutſchland eine weitere Win-
terkampagne ein Ding der Unmöglichkeit ſei.“

Weiter heißt es am Schluß des Berichts:
„Er re Majeſtät haben den Benxis erbracht, daß Sie ntcht

egoiſtiſch denken und dem deutſchen Bundesgenoſſen kein
Opfer zumuten, welches Eure Majeſtät nicht ſelbſt zu tragen
bereit wären. Mehr kann niemand verlangen. hott und
Jhren Völkern aber ſind es Eure Majeſtät ſchuldig, alles zu
verſuchen, um die Kataſtrophe eines Zuſammenbruchs der
Monarchie zu verhindern. Vor Gott und Jhren Völkern ha-
ben Eure Majeſtät die heilige Pflicht, das dynaſtiſche Prinzip
und Jhren Thron zu verteidigen mti allen Mitteln und bis
zu Jhrem letzten Ademzuge.“

Dieſer Bericht iſt mir ſeinerzeit frei zu meiner Verfügung
e mit der einzigen Bedingung, über ſeine Herkunft zu
chweigen. (Dieſe Ausführungen des Miniſters vufen an-

dauernde lebhafte Bewegung hervor.) Nun hat der Abgeordnete
Graefe gewagt zu ſ ich ſei von Oeſterreich beſtochen worden.
(Heftiger Widerſpruch rechts; große Unruhe.)

Präſident Fehrenbach: Das hat der Abgeordnete Graefe
nicht geſagt, wenn er auch ein Zitat gebraucht hat, das ich lieber
nicht gehört hätte.

Reichsminiſter Erzberger fortfahrend: Jch frage den Ab
geordneten v. Graefe, ob er mit ſeinen Andeutungen zum Aus-
druck hat bringen wollen, daß ich von Oeſterreich beſtochen ſei,
oder in öſterreichiſchem Solde ſtehe; oder hat er irgendwie zum
Ausdruck bringen wollen, daß ich auf Veranlaſſung oder An
ſtiften Oeſterreichs eine Stellungnahme zur Friedensfrage ein
genowmen habe? Jch habe es nicht nötig, die Agt-
wort abzuwarten ſondern ich erkläve im Voraus; wer es
wagen ſollle, einen dieſer beiden Sätze, den erſten oder den
zweiten, ſich zu eigen zu machen, den erkläve ich für ein ge-
meinen Lügner und Ehrabſchneider. (Beifall.) Ent
ſprechend der Bedingung, daß ich den Bericht ſo verwerten ſolle,
daß er dem Frieden dienen könne, habe ich einem Parteifreunde
in Frankfurt am Main von ſeinem Jnhalt Kenntnis gegeben,
wobei die abſolute Gewähr beſtand, daß aus dieſem Kreiſe nichts
herausgekommen iſt. Widerſpruch rechts.) Wer behauptet das
Gegenteil? Sie, Herr Hugenberg? Warten Sie ruhig. Sie
ſind mir gerade der Richtige. Graf Wedel behauptet, daß eine
rheiniſche Zeitung darüber berichtet habe. Er iſt aber ſo ſcham
haft, den Namen der Zeitung nicht zu nennen. Es iſt nämlich
die „Rhein.-Weſtf. Zeitung“. (Heiterkeit.) Glaubt denn wirklich
irgend jemand, daß dieſe Zeitung von mir oder vom Zen-
trum informiert worden ſei, oder beſteht nicht beiſpielsweiſe auch
die Möglichkeit ich behaupte es nicht, aber es iſt doch möglich
ehe Oberſte Heeresleitung, die den Bericht auch
gehabt hat, ihn in dieſe Zeitung lancierte? Und ſelbſt wenn,
was Graf Wedel andeutet, die Entente Kenntnis von dem Be
richt haben ſollte, von ihver Bereitwilligkeit, im Jahre 1917
einen Frieden zu ſchließen, hat ſie ſich dadurch nicht abbringen
laſſen. Graf Wedel behauptet ferner, Czernin habe mich ver-
anlaßt, nach Wien zu kommen, um mich zu verantworten. Das(Zwiſchenruf des Abgeordneten Roeſicke.) Das iſt eine ſolche un

berſchämte Behauptung (Großer Lärm.)
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Has grüne Kuvert
34] Erzählung von Otfried von Hanſtein.

„Noch eine Frage, Herr Direktor: Haben Sie an jenem

dem Portier gegeben
„PJawohl, damit ſie nicht nach Binz fuhren. Jch war

Ehr eilig und konnte nicht warten.“
Schlüter erzählte dem Direktor noch ſchnell, wieſo der

Verdacht gekommen, dann eilte er auf das Telegraphenamt.
Kein Zweifel, das Geſchwiſterpaar Podieski hatte ſich voll
ommen gerechtfertigt und ſtand ſicher mit dem Diebſtahl in
teinerlei Zuſammenhang. Er mußte einen ſehr langen
und ausführlichen Bericht ſenden, denn es widerſtrebte
türlich ſeinem Gefühl, daß die beiden auch nur eine
Etunde länger in Haft ſaßen, und doch mußte er erſt die
Serfügung der Staatsanwaltſchaft in Berlin, die die Haft-
tlaſſung genehmigte, abwarten. Inzwiſchen fuhr er zu
n beiden zurück. Dieſe waren auf ſeine telephoniſche Mit
lung bereits aus den Zellen geholt und befanden ſich in
anem einfachen Zimmer.
Es freut mich, Jhnen mitteilen zu können, daß ich

e Angaben voll und ganz beſtätigt gefunden habe. Jch
ſebe ſofort nach Berlin telegraphiert, damit Jhre Frei

fung verfügt wird.“
ber Stanislaus wurde ſchon wieder erregt.

„So; jetzt läßt man uns einfach frei. Sehr nett! Und
ntſchädigt uns? Sind wir nicht für unſer ganzes

en gebrandmarkt? Wer macht den Steckbrief unge
Mei Ich werde die Staatsanwaltſchaft verklagen.“

x in lieber Herr Podieski, es iſt natürlich ſehr be-
erlich, und der Steckbrief wird ſelbſtverſtändlich ſofort
t einer Ehrenerklärung widerrufen. Zudem iſt Direktor

iſt unwahr! Alſo die Angriffe des Grafen Wedell fallen in ſich zu

(Nachdruck verboten.) Arnold überzeugt, und wird in jeder Weiſe Jhnen Jhre
Reputation wiedergeben.“

„Kann er ja gar nicht. Tauſende haben den Steckbrief
geleſen und leſen den Widerruf nicht. Jch verlange
Schadenerſatz.“

Schlüter kam ein Gedanke.
„Damit werden Sie leider nicht durchdringen, denn ſo

lange es Gerichte gibt, ſo lange werden auch Jrrtümer vor-
kommen, aber in Jhrem Falle halte ich die Sache gar nicht
für ſo tragiſch. Jch denke, es ließe ſich eine ganz hübſche
Reklame daraus machen.“

„Da haben Sie vielleicht recht. Ja, wenn Sie es
von der Seite betrachten? Du, Wanda, was meinſt Du?
Vielleicht gibts ſogar einen Film: „Wanda in Ketten“,

„Warte mal, darüber rede ich mit Arnold.“
Er war ganz vergnügt, und ſie wurde ebenfalls inter

eſſiert. Als dann ein paar Stunden ſpäter das Telegramm
kam, das ihre Freilaſſung verfügte, ſchieden ſie kreuzver-
gnügt von Schlüter, und Direktor Arnold holte ſie perſön
lich ab. Sie luden den Kommiſſar auf das dringendſte ein,
am Abend einer kleinen Feier beizuwohnen, die Arnold
allen Mitgliedern zur Ehre der Freigelaſſenen geben wollte.
Am anderen Morgen ſollten dann die Aufnahmen am
Starnberger See fortgeſetzt werden.

Schlüter aber war nicht nach Feiern zu Sinn. Er ſaß
ſchon am Abend wieder im Zuge, der ihn nach Berlin heim
bringen wollte. So ſehr er den Geſchwiſtern ihre Freiheit
und ihren guten Namen gönnte, ſo ärgerlich war er doch

fammen. Und nun Friedensaktion erf die damals es
tut mir leid, das öffentlich feſtſtellen zu müſſen durch unſer
Volk und die damalige Regierung vecoeitelt worden iſt. (Hört,
g Und zwar unter hervorragender Mitwickung derderen Konſervativen. Jm April 1917 haben wir im Auswär
tigen Amte eine Beſprechung gehabt, an der auch Herr Schiffer
und Graf Weſtarp teilnahmen. Herrn Schiffer waren Nachrich-
ten zugegangen, daß in Wien eine ſtarke Neigung zur Herbei
führung eines Frie s vorhanden ſei, und es wurde der Ge
danke ausgeſprochen, wir müſſen auf Oeſterreich in privater
Form einzuwirken ſuchen, daß es nur mit Deutſchland geſchloſſen
vorgehe. Da ſagte der Führer der Konſervativen Graf Weſtarp:
Es wäre ganz e wenn Oeſterreich einen Separatfrieden ein
rer dann hätten wir es leichter und kämpften allein weiter.
Hört, hört! und Bewegung.) Jch habe dann wiederholt

auch mit dem Reichskanzler Bethmann Hollt über dieſe Aktionſprochen und habe darauf hingewteſen, daß wir von unſeren
ßochgeſrannten Kriegszielen zurückgehen müßten.

Grzbergex fährt fort:
Graf Weſtarp hatte damals auf die Frage Streſemanns, ob

er mit einem Frieden quo ante zufrieden ſei, mit einem glatten
Nein geantwortet. (Hört, hört). Am 1. Auguſt hielt der Reichs
kanzler ſeine Rede mit dem Grundgedanken, daß alle Friedens

danken ausſichtslos ſeien. Am 30. Auguſt aber erhielt der
eichskanzler durch den Nuntius ein Schreiben, indem ein

Angebot Englands vorlag, dem die franzöſiſcheRenkeegt, ſich angeſchlof en habe: Die Kaiſerliche
Regierung ſolle ſich über die Unabhängigkeit Belgiens erklären.
(Andauerndes hört! links Große Bewegung.) Das war
1917 eine w. m wohlüberlegte Friedensaktion einer
neutralen Macht, die wie wenige berufen war, Ideen der Völ-
kerverſöhnung einzuleiten. Was geſchieht in Berlin
Wochen gibt man dem Miniſter keine Antwort. (Stürmiſches

rt, hört! links und im Zentrum.) Endlich, in einem Schrei
n vom 24. September, wird abgelehnt, eine Erklärung abzu

geben. (Stürmiſches Hört, hört große Unruhe, die ſich zu
rm fteigert.)

Präſident Fehrenbach kann nur energiſchem Läutenwieder Ruhe ſchaffen. v en sonſt
Reichsminiſter Erzberger fortfahrend: Jm heutigen Sta-

dium, heißt es in der Antwort, ſei die Regierung nicht in der
Lage, die Erklärung über Belgien abzugeben und die gewünſchten
Bürgſchaften auszuſprechen, weil die Vorbedingungen für eine
Abgabe einer ſolchen Erklärung noch nicht genügend geklärt ſeien.
Damit war der von England über den Heiligen Stuhl geleitete

Vier

Verſuch erledigt. Das iſt das Tragiſche, das Entſetzliche. Man
kämpft für den Frieden, und dann kommt es ſo. (Bewegung.)
Namenlos, entſetzlich wurde gegen mich vom Kriegspreſſeamt zu
ſammengelogen. Deutſchland iſt mit offenen Augen in den Tod
hineingerannt. Jm November bildeten die Alliierten ihren
Oberſten Kriegsrat, und das war die Folge der Ablehnung der
von England verſuchten Friedensvermittlung. (Stürmiſche Be
wegung.) So kam 1918. Gegen Kühlmann, der den Sieg
nicht vom Militär allein erhoffte, gingen Weſtarp und
Streſemann vor. Da kam der Kronrat vom 14. Auguſt.
Das Aktenſtück wird der Nationalverſammlung nächſte Woche zu
gehen. (Zurufe rechts; Unruhe.) N im September brachten
mehrere Abgeordnete beunruhigende Nächrichten aus Wien. Die
Antwort war, man möge noch ein Weilchen warten. Und dann
kam Ende September der reſtloſe militäriche Zuſammenbruch.
Die Regierung des Prinzen Max von Baden hat nur den Fehler
gemacht, Ludendorff nicht hinzuſchicken, um den Waffenſtillſtand
abzuſchließen. Wo war da die Zivilkurage des Militärs? Sehr
richtigl) Die Sozialdemokraten wollten erſt gar nicht in die Re
gierung eintreten. Am 6. November bekam ich den Auftrag, die
weiße Fahne am 8. November morgens zu ziehen, alſo zu kapitu
lieren, und zwar mit Zuſtimmung der Oberſten Heeresleitung.
Die Friedensreſolution hätte Erfolg haben können, wenn ihre
Grundſätze bei Gelegenheit der Friedensnote des Papſtes ange
wandt worden wären. Nicht die Friedensreſolution hat die
deutſche Widerſtandskraft gelähmt, ſondern der Mangel an
innerer und äußerer politiſcher Einſicht der Konſervativen und
der Oberſten Heeresleitung, die das deutſche Volk einſchüchterken
und terroriſierten und dieſes Spiel auch jetzt noch fortſetzen. Die
Geduld der Regierung und der Mehrheitsparteien hat ein Ende.
(Zuruf bei den Sozialdemokraten: Staatsgerichtshof!) Der
Friede mußte unterzeichnet werden, um die Einheit des Reiches
zu retten. Der Vorwurf des Abgeordneten Graefe, wir hätten
uns an die Futterkrivpe ſetzen wollen, wird das deutſche Volk
dem Vertreter einer Partei nicht vergeſſen dürfen. (Große Un
ruhe bei den Deutſchnationalen; andauernder lebhafter Beifall
in der Mitte und links.) Und wenn Sie hundertmal durch Jhr
lautes Nein Jhre Hände in Unſchuld waſchen wollen, Sie werden
die Schuld nicht los, weder vor uns, noch vor der Geſchichte, noch
vor Jhrem Gewiſſen! (Stürmiſcher Veifall, der ſich auf der
Tribüne fortſetzt.)

Präſident Fehrenbach rügt das Händeklatſchen als nicht
üblich.

Nach weiteren kurzen Ausführungen der Abgeordneten
Gothein (Dem), von Graefe (Deutſchnat.), Semler
(Deutſchnat.) und Graf von Poſadowsky (Deutſchnat.),
denen Reichsmjiniſter Erzberger u. a. erwidert, was er
verleſen habe, ſeien amtliche Protokolle, und nach einer Er
widerung des Abgeordneten Andree (Zentr.) und von
Graefe (Deutſchnat.) wird die weitere Beratung um 84 Uhr
auf Sonnabend 10 Uhr vertagt.

im allgemeinen. Wer war nun der Täter? Arnold Becker
ſchied nach ſeiner feſten Ueberzeugung vollkommen aus.
Das Geſchwiſterpaar Podieski, auf das er den allergrößten
Verdacht gehabt hatte, kam überhaupt gar nicht in Frage.
Es hieß alſo noch einmal ganz von vorn anfangen.

Sofort von der Bahn, und nachdem er dem Unter
iuchungsrichter ausfübrlich Bericht erſtattet hatte, begab

ſich Schlüter zum Kommerzienrat Nodewald. Er fand den
alten Herrn in größter Aufregung und hochgradig ver
ärgert.

„Jch habs mir faſt gedacht, daß Sie mit ſolchem Reſul
tat zurückkommen.“

„Sie haben es ſich gedacht, Herr Kommerzienrat?“
„Wiſſen Sie, Herr Kommiſſar, wenn ich ſelber dem-

nächſt den Verſtand verliere, dann ſolls mich nicht wundern.“
„Ja, was iſt Jhnen denn geſchehen?“
„Jch wollte heute früh ſowieſo auf die Polizei, aber da

Sie ja verreiſt waren was ich auf dem Herzen habe, iſt
r ſchauderhaft, daß ich mich gar nicht auszuſprechen ge

aue.“
„Aber, Herr Kommerzienrat, ſo beruhigen Sie ſich doch

Rodewald ſprang auf und lief zur Tür, die in das
Büro führte, und überzeugte, ſich, ob ſie auch vollkommen
geſchloſſen war, dann ſah er auch nach den anderen Türen

„Herr Kommiſſar, haben Sie noch das Verzeichnis der
Scheine, die in der Deutſchen Bank ausgezahlt wurden?“

„Jawohl, Herr Kommerzienrat.“
RNodewald ſah einen Augenblick geſpannt in das Ver

zeichnis, das er mit einigen eigenen Aufnotierungen, die
er e wrseit bei dem Unterſuchungsrichter gemacht hatte,
verglich.

„Kein Zweifel, alſo auch kein weiteres Zögern.,habe dieſe Scheine geſtern abend erhalten.“ s gogern. Se

Auch Schlüter verglich die Nummern.
„Von wem?“
„Von meinem eigenen Kaſſierer, Herrn Hanus.“
„Dem Herrn, der mir neulich am Morgen, als wir zit

Becker fuhren, den ſonderbaren Eindruck machte?“
„Demſelben.“
„Wollen Sie mtr, bftte, näher erklären.“

Fortſetzung folgt.
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Halle, 26. Juli.
Stadt Vorſt. die Sitzung. Es liegt einOringlichkeitsantrag auf wen des Orts-

die Zuſammenſetzung des Magiſtrats
Statut ſoll auf Antrag ſämtlicher Fraktionen dahin

vom 1. Oktober ab die e r r reder durch Errichtung einer weiteren Un beſoldeten
dtrats ſtelle von 21 auf 22 zu erhöhen. Stadtv.
1 begründet den Antrag. Die Neubeſetzung der Unbeſol

hauſe numeriſch gleich ſtark ſind. Dieſe Vermehrung der Sitze
dann nur durch Ortsſtatut erfolgen. Stadtv. Oſterburg
erklärt für die Unabh. Soz. Fraktion, daß er zwar dem Antrage
le grundſätzlich jedoch am Einkammerſyſtem feſthält. Der

ntrag werd angenommen.
Der Antrag der ſozialdemokratiſchen Fraktion, den Rechts

und Verfaſſungsausſchußß zu beauftragen, die Neuaus
arbeitung der Geſchäfts ordnung der Stadtv.
Verſamm n e h in die Wege zu leiten, findet gleich

s Annahme. tadtv. Ge rig (Soz.) bemerkt zur Begrün-
dung, daß die Geſchäftsordnung, wie ſie beſteht, dazu beſchaffen
iſt, der Linken des Hauſes die Rechte zu beſchneiden.

Danach wird in der Beratung des Haushalts-
plkanes fortgefahren. Das Kapitel Grundeigentum,
das mit einem Ueberſchuß von 1 104 735 Mk. (gegen 1 608 124 im
Vorjahre) abſchließt, weiſt in den Poſitionen keine weſentlichen
Veränderungen auf. Die Unterhaltung der Brücken, Ufer-
maurern, Uebergänge uſw. erfordert allerdings neuerdings einen
erheblich höheren Zuſchuß infolge der hohen Löhne uſw.

Das Kapitel „Berechtigungen“ (Stadtv. Stein
v rück, Deutſchnational) wird mit dem Zuſatzantrage des Haus-
haltsausſchuſſes, das Anſchlagweſen in ſtädtiſchen Betrieb zu
nehmen, bewilligt. Desgl. das Kapitel „Gewinnbringende
Unternehmungen“.

Eine längere Auseinanderſetzung ergibt ſich über den

Polizei Etat
Sdadtv. Oſt erb ung über das Kapitel. ev
greift Stadtv. Hildebrandt (Unabh.) das Wort. Redner
tritt zunächſt für Gehaltsaufbeſſerung eines Hilfsbeamten M.
ein, und fährt dann fort: Die Zahl der Polizeibeamten iſt in
den letzten Jahven ſtändig vermehrt worden. Früher kam auf
je 1200 Einwohner ein Polizeibeamter, jetzt imt auf 730
ſchon einer. Und wenn man den ganzen Stab der oberen Be
amten mit in Betvacht zieht, haben wir in Halle jetzt ſchon auf
553 Eiwohner einen Beamten. Nach meiner Anſicht würde auf
je 1000 Köpfe einer genügen. Der Beamtenbeſtand ließe ſich
weſentlich verringern. 73 Unterbeamte könnten fortfallen.
Ferner iſt der Oberinſpektor, wenn er die 4 Kriegsjahre hindurch
entbehrlich war, auch jetzt überflüſſig. Desgleichen einer der
beiden Jnſpektoren. Von den 17 Kommiſſaren ließen ſich 11
ſtvreichen. Wenn in Berlin ein Kommiſſar 4 Revieven vorſteht,

braucht nicht in Halle jedes einen zu haben. Zuſammen ließen
ſich quf dieſe Weiſe 85 Beamte erübrigen und Ausgaben in Höhe
von 206 903 Mark ausſchließlich der Teuerungszulagen erſpa-
ren. Wir ſind überhaupt der Anſicht, daß eine ganze
Reihe von Beamten überflüſſig iſt, nachdem es kein
Verſamenlungsgeſetz mehr gibt, und auch ſonſt durch die Re
volution das Betätigungsfeld der Polizei eingeſchränkt iſt. Viele
von den Arbeiten, die unter der früheren Obrigkeitsregierung
notwendig waren, ſind jetzt überflüſſig. Ueberflüſſig iſt ſe daß
in dem Hauſe am Harz gegenüber dem Gewerkſchaftshauſe Be
amte der Polizei längere Zeit hindurch verſchiedene Zimmer ge
mietet hatten und beſetzt hielten zur Beobachung der Vorgänge
im Gewerkſchaftshauſe. Ueberflüſſig iſt gleichfalls, daß 20 bis 25
Beamte eines Morgens, wie es noch vor einem Jahre geſchah,
das Gewerkſchaftshaus umſtellten und ſämtliche Zimmer ab
fuchten, um ſchließlich doch nichts zu finden. Rednerr bringt
dann weiter Klagen über zwei Kommiſſare vor und berichtet
eine Reihe von Beſchwerden über die Praktiken der Polizeiver-
waltung. Danach ſind u. g. Frauen mit Verhaftungen gedroht
e weil ſie ſich nicht bewegen ließen, Ausſagen gegen ihre

änner zu machen, Jugendliche geprügelt und geohrfeigt wor
den, wenn ſie bei ihrer Vernehmung nicht nach Wunſch aus
ſagten u. a. m. Auch in der jetzigen Zeit noch macht ſich die
Polizei in einer Weiſe „wichtig“, wie es gegenwärtig nicht mehr
angebracht ſt. Redner verbreitet ſich weiter des Näheren über
die Verhaftung von Flugblattverbreitern und
berichtet über Verſammlungsverbote. Eines Sonntags
vormittags ſei eine Verſammlung verboten bzw. geſtört worden,
weil ſie wähvend der Kirchgeit ſtattfand und gegen die Sabbath-
ordnung verſtieß. Beſonders Jugend- Verſammlungen wurden
von Verboten betroffen. Weiter, behauptet Redner, werde eine
große Anzahl von Poltzeibeamten zu politiſchen Spitzel
dien ſten benutzt. Redner ſtellt im Auftrage ſeiner Fraktion
den Antrag, die Gehälter für die oben bezeichneten überflüſſigen
Beamten zu ſtvreichen und erklärt, daß die

Unabhängige Fraktion gegen den Polizei-Etat
ſtimmen

werde, weil die Poltzef nach ihrer Anſicht lediglich zum Schutze
der beſitzenden Klaſſen gehalten werde.

Oberbürgermeiſter Dr. Rive entgegnet dem Vorredner. Nach
den Ausführungen des Herrn Hildebrandt wird von der ganzen Po
lizei alſo nichts übrigbleiben als der eine Hilfsbeamte, deſſen
Gehalt zu erhöhen Herr Hildebrandt beantrogt. Jch glaube nicht,
daß Sie mit dieſem einen Beamten den Polizeidienſt aufrecht
erhalten Bnnen. Daß Herr Hildebrandt ſchon ſeit langer Zeit
Material gegen die Polizei ſammelt und dies jetzt mit Be
hagen vorträgt, wundert mich nicht. Jch nahm allerdings an,
es käme ihm darauf an, die Polizei zu verbeſſern aber,
wie mir ſein Schlußantrag zeigt, will er ſie vielmehr beſei-
tigen. Wozu dann das Vorbringen all dieſer einzelnen Kla
gen? Viel wirkſamer hätte Herr Hildebrandt vorgehen können,
wenn er die Eingzelfälle den zuſtändigen Stellen zur Anzeige
gebracht hätte. Aber dann wäre er um den Erfolg ſeiner Rede
gekommen. Bei den Fällen, die hier aufgezählt wurden, laſſen
ſich die Umſtände gar nicht mehr nachbrüfen. Jch muß anneh-
men. Herr Hildebrandt ſcheut dieſe Nachprüfung: ſo wie er die
Vorfälle hier vortrug, hat das gar kein praktiſches Ergebnis.
Jch verlange daher, daß er mir die vorgebrachten Fälle unver-
züglich mit den entſprechenden Angaben belegt. Dann werde
ich ſie prüfen laſſen und gegebenenfalls Remedur ſchaffen. Von
hier aus kann ich im Augenblick die einzelnen Fälle nicht nach-
prüfen. So wie ſie dargeſtellt wurden, erſcheinen ſie mir un
glaubwürdig. Einen praktiſchen Erfolg erreichen Sie mit der
Ablehnung des icht. Höchſtens einen Agitations

Regierung werden den
Etats ni

an folg Der Beairkgausſchuß und die

Der Polizeietat vor den Staötveroröneten
Die Unabhängigen lehnen den geſamten Polizeietat ab Magiſtratsantrag auf
Verſtaatlichung der Polizei Vereinbarung über die Beſetzung der Unbeſoldeten

Magiſtratsſitze Ein zwölfter unbeſoldeter Stadtrat
Etat doch bewilligen. Nur die Fertigſtellung des geſamten
haltsplanes würde durch eine Ablehnung verzögert werden.
Redner wird durch andauernde Zwiſchenrufe und Unterhal-
tungen von Mitgliedern der Unabh. Fraktion undterbrochen und

ſtört. Dr. Rive: Durch Jhre Unterhaltung und JhreSt beweiſen Sie mir nur, daß ich Sie an der vechten
elle treffe. (Fortgeſetzte Zwiſchenrufe) Oder haben Sie über

haupt keine richtige Stelle
Stadtv. Oſterburg ruft erneut wiederholt dazwiſchen.Der Vorſteher bittet mehrfeqh um Wahrung der Würde und

Sachlichkeit der Verhandlung, von den Stadtverordneten Oſter
burg und Albrecht mehrfach unterbrochen.

Oberbürgermſtr. Dr. Rive, fortfahrend: Bei der Stärke
der Polizei iſt zu berückſichtigen, daß infolge der wechſelnden
Dienſtſchichten von den 256 Polizeiwachtmeiſtern meiſt immer
nur etwa 100 Mann im Dienſt ſind. Da neuerdings die Dienſt
zeiten der Beamten weſentlich verkürzt worden ſind, müßten,
um den Dienſt in der früheren Stärke aufrecht durchzuführen,
etwa 116 Polizeibeamte mehr angeſtellt werden. Wie Sie wiſſen,
ſteigt nach jedem Kriege die Kriminalität. Auch nach dieſem
Kriege iſt das zu beobachten. Von einer Verringerung der
Polizeiorgane kann in Anbetracht deſſen keine Rede ſein. Wie
denken Sie ſich übrigens das „Streichen“ der Poſten aus dem
Etat? Was ſoll aus den geſtrichenen Beamten werden

Entbehren können wir keinen der zwei Jnſpektoren. Daß
in Berlin ein Kommiſſar 3 Reviere leitet, klingt mir ganz un
glaublich. Was andere Städte haben, mag für ihre Verhält
niſſe geeignet ſein, für uns ſind unſere Bedürfniſſe maß-
gen pag werde nunmehr bei der Regierung den Antrag

em,

die ſtädtiſche Polizei in eine Staatspolizei
umgewandelt

wird. Ob ſich die Stadt dabei wohler fühlen wird, das iſt o
fraglich. Aber für den Magiſtrat wird endlich der unerträgliche
Zuſtand dieſer Art von Verhandlungen und Denunziationen
beendet. Die Frage der Verſtaatlichung unſerer Polizei iſt von
der Regievung bereits jedes Jahr geprüft worden. Aber esfand ſich keine Not wendigkeit dafür. Jetzt aber werde ich den

entſprechenden Antrag ſtellen.
Stadtv. Minner (Dem.) Jch bin ſeit 20 Jahren in

Halle, habe aber noch niemals Anlaß gehabt, über die Polizet
zu klagen. Nur einmal bin ich beläſtigt worden, das war, als
mich Leute des „Sicherheitsregiments“ wegen Verteilens von
Flugzetteln verhafteten! Wir wollen keine ſtaatliche, ſondern
eine eigene ſtädtiſche Polizei, und wir wollen dieſe ausgeſtalten.
Ja, wir wollen es dahin bringen, daß alle Polizeiverfügungen
von der Stadtverordnetenverſommlung kurz gegengezeichnet
werden.

Stadtv. Reiwand: Jch erſuche den Oberbürgermeiſter
um Beantwortung der Frage, ob bereits Schritte unternommen
worden ſind zur Verſtaatlichung der Polizei. Wir hören nämlich
heute, daß demnächſt 200 Schutzleute, Chargeerte aus dem
ſtehenden Heoere, von anderen Städten nach hier her kommandiert
werden ſollen, die mit Maſchinengewehren ausgerüſtet und in
der Haſerne untergebracht werden ſollen. Was ſollen die
hier tun

Stadtv. Albrecht (Ungabh.): Vor zwanzig Jahren war es
nicht möglich, an der Polizeiverwaltung irgend welche Kritik zu
üben. Gleichwohl habe ich ſchon damals darauf hingewieſen, daß

ine Vermehrung der Polizei nicht nötig ſei. Nach der Anſicht
des damaligen Bürgermeiſters von Holly ſollte auf 1000 Ein
wohner ein Polizeibeamter kommen. Der alte bürokratiſche
Obrigkeitsſtoat mußte nämlich Rückſicht nehmen auf die zahl
reichen Militäranwärter. Wenn erſt die Noskegardiſten als
Polizeibeamte fungieren, werden die Prügeleien ſicherlich wieder
überhand nehmen. Wenn nun der Oberbürgermeiſter erklärt,
es werde vom Polizeietat auch nicht ein Mann ſeitens der Re
gierung geſtrichen werden, ſo ſcheint er anzunehmen, daß die
neue Regierung dieſelbe iſt wie die alte. Auch wir ſind dieſer
Meinung. Die Drohung des Oberbürgermeiſters mit einer Ver
ſtagtlichung der Polizei berührt uns nicht. Wir werden an einer
ſtaatlichen Polizei genau ſo Kritik üben wie heute.

Stadtv. Koe nen (Unabh.): Wir halten jetzt den Zeitpunkt
für gekommen, der Polizei eine Selbſtverwaltung zu geben. Sie
ſoll nicht ein ſtaatliches Machtmittel ſein, ſondern eine Wohl
fahrtseinrichtung, die für die Bevölkerung arbeiket, nicht von
einem geleitet, ſondern von allen Stagtsbürgern. Wir ſind gegen
den Antrag des Oberbürgermeiſters, die Polizei zu verſtaatlichen.
Des weiteren iſt eine Abtrennung gewiſſer Gebiete notwendig,
die bisher der Polizeiverwaltung unterſtehen, z. B. das Woh
nungsamt; ſie verrichtet Funktionen, die ihr nicht zukommen.
Man hat ferner alles getan, um Beſchwerden gegen die Polizei
zu unterdrücken, ſo daß die Bevölkerung ſich geradezu davor
ſcheute, als Zeuge gegen die Polizei aufzutreten. Man hatte
kein Vertrauen zu ihr. Dieſes wird ſich erſt einſtellen, wenn die
e Selbſtverwaltungsorgan und Wohlfahrtseinrichtung ge
worden iſt.

Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird angenommen.
Der Etat der Polizeiverwaltung wird nunmehr unter Be

rückſichtigung des Antrags Hildebrandt, das Gehalt eines Hilfs-
aufſehers auf 2250 Mark feſtzuſetzen, und des Antrags Reiwand,
für eine beſſere Unterkunft der Häftlinge zu ſorgen, mit 29
gegen 26 Stimmen angenommen.

Kapitel 8 des Haushaltsplanes Staats und Provin
zigalangelegenheiten“, die einen Geſamtzuſchuß von
901 660 Mark erfordern, wird gegen den Antrag Günther
(Unabh.), die Poſten für Truppenverpflegung und Militärbüros
abzuſetzen, angenommen. vUeber Kapitel 9 „Kirchenweſen“ berichtet Stadtv.
Buſſe (Deutſchnational). Dem Antrage Oſterburg (Unabh.),
den erforderlichen Zuſchuß von 5367,50 Mark zu verweigern,
wird nicht entſprochen. Der Etat des Muſeums wird ge
nehmigt. Berichterſtatter Stadtv. Weſchke.)

Den Bericht über die ſtädtiſche Straßenbeleuchtung
gibt Stadtv. Dürrfeld, der die Annahme des Etats, der einen
Zuſchuß von 293 397 Mark bedingt, empfiehlt und für eine beſſere
Beleuchtung des Südens Sorge zu tragen bittet. Dieſem Wunſche
tritt auch Stadtv. Albrecht bei. Stadtbauvat Lammers
bemerkt hierzu, daß der Magiſtrat dieſen Wünſchen nach Mög
lichkeit Rechnung tragen werde. Der Etat wird angenommen.

Die übrigen Punkte des Haushaltsplanes werden auf An
trag des Vorſtehers von der Tagesordnung abgeſetzt.

Es kommt nunmehr folgender Antrag zur Beratung: „Der
Vorſitzende des Volksbundes zum Schutze der deutſchen
Kriegs und Zivilgefangenen, Zweiggruppe für Halle
und den geſamten Regierungsbezirk Merſeburg, Herr Juwelier
Tittel, bittet um Bewilligung eines Beitrages zu den Koſten
der Ausſchmückung des Bahnhofes anläßlich der Rückkehr der
Kriegsgefangenen, ſowie der Beſchaffung von Liebesgaben und
Entſendung eines Vertreters in den Ausſchuß.“

Zu dieſem Antrage führt Stadtv. Minner (Dem.) aus,
7 Volksbund zum Schutze der deutſchen Kriegs und Zivil-
gefangenen den Magiſtrat um 50 000 Mark gebeten habe. Jns-
geſamt würden für die in Halle und Umgebung
ſowie unſere Stadt paſſierenden Kriegegefangenen

g. Otto Thiele, Buch u. Kunſtdruckerei, Verlag der Halleſchen Zeitung, Halle

benötigk. Redner ſchlägk vor, dem Volksbunde aus
Mitteln 5000 Mark zu überweiſen und im übrigen hiei dem Magiſtrat animgnſtel ch W h

ällniſ,Polizeigefängnis zu ſprechen. Der Zuſtand der den e
ag,igeietats beſſere untertunfts tat d

t werden. Auch die Zuſtände it

d.e Unterbringung Jugendlicher ſeien beſſerungsbedürftig für

en, iſt Jauch wir wünſchen elbſtreben
frühe

ſolche Beſchwerden ſind auch immer mit gewiſſer Vorſiche W
zunehmen. ur Frage der Ablehnung des geſamten Poinn,
etats möchte i en: Jch kann mir keine Repubſſ
auch die ſchönſte nicht, ohne Sicherheitdien ſt denken.
mal die Staats
ſo kämen ſie gau

eiD. be kämen
nicht ohne Polizeit aus. Man ſieht du

ja daran, daß ſie ſich in Berlin um die Reichswehrtruppen 8
müht haben. Die Polizei muß allerdings den allgemeinen Vin,
ſchen entſprechend umgeſtaltet werden. n

Stadtv. Hildebrandt: Wenn ich dem Herrn her
bürgermeiſter die Unterlagen für die Beſchwerden überreich
wo kann es nur u der e tun, daß gegen rJeugen a gevichtlich vorgegangen wird.

(Fortſetzung folgt.

Milderung der Gasſperre. Vom Sonnabend, den
Juli ab, wird bis auf weiteres die Gasabgabe in den Zeit
vormittags 5—-8 Uhr, mittags 11--1 Uhr und abends 8 biz
1130 Uhr freigegeben. Während der Sperrzeiten unt.
bleibt die Gaszufuhr in das Rohrnetz vollſtändig. Der Vecſuß
einer Gasentnahme iſt daher in den Sperrzeiten zweckloz h
berdiez gefährlich

Volkswirtſchaft
Berliner Börſenberichte

Börfenſtimmungsbild. Jm Zuſammenhang mit den unrer,
quicklichen innerpolitiſchen Verhältniſſen und den noch ſchwe
benden Differenzen mit den Arbeitern in der Metallinduſtrie,

r auf den Ausbruch des Streiks in den Siemens- Schuckert
erken und die Arbeitsniederlegung der Berliner Telegraphen,

arbeiter ließ die Börſe ziemlich weitgehende Verſtimmung er,
kennen. Auch die r Markvaluta trug hier
bei. Das Tieelle r ſich in e en ibewegu naturgemäß unregelmäßig. ückgävon erheblichem Umfange ſind nicht zu verzeichnen. Valutawer
wie ausländiſche Bahnaktien, namentlich
HeinrichBahn, und ferner auch ausländiſche Kupons ſtellten
ſich im Zuſammenhang mit der Verſchlechterung der Markvalutg
weſentlich höher. Dagegen verloren Türkiſche Tabakaktien einen
Teil der vortägigen Steigerung. Unter der herrſchenden Stim
mung litten hauptſächlich die in den letzten Tagen bebvorzugten
Hütten und Bergwerksaktien, Bismarckhütte, Gelſenkirdhen,
Lothringer Hütte, Oberſchleſiſcher Eiſenbahnbedarf und Ober,
ſchleſiſche Eiſeninduſtrie verloren 2--8 Prozent, Phönix eiwe
über 3 Prozent. Von chemiſchen Werten beſſerten ſich Elbe

beſſert Hirſch Kupfer, Rheinmetall und Deutſche Kali hervor
heben. Der

Jm Produktenverkehr hielt die Luſtloſikeit im vollen Umfange an. Für faſt alle Artikel zeigte ſich v

oder weniger A dem keine genügende Kaufluſtgegenüberſtand. Auch Saatgetreide fond nur wenig Abnehmer
Nur für Oelſaat und Wintergerſte ſollen ſchon einige Abſchlüſſe
erfolgt ſein. iſt aus der Provinz auf Lieferung offeriert
Abſchlüſſe ſind r hier noch nicht erfolgt. Lupinen ſind kaum
zu verkaufen. Auch Servadella auf Lieferung aus neuer Ernte
wird trotz niedriger Forderungen wenig umgeſetzt. Heu und
Stroh wurden nach wie vor ſtark angebodbem. Beſonders Stroh
rig t auf die zu erwartende große Ernte. Wetter: re
neriſch.

Im freien Verkehr wurden nfchtamtlich ermittelt:
Visenbahn-Aktien: Gasmotoren Deutz 142Halberstadt -Blankenb. 81.75 Gebhardt u. Co.
Halle-Hettstedter 70.,50 Gebhardt u.Schantungbahn 128. Gelsenkireh. Bergb. 1165Alig. Lokal-Str. 153. Glanziger Zuckerfbr. 272Gr. Berl. Str. 121. n 3 3ek.- VanrMagdeburger Str.-B. ann. Maseu Prinz Heinrich.-B. 309. Darpener Berg
Orientbahn 279,50 Hasper BEisenSehiffahrts- Akt.
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r Helmui Böttcher.Verantwortiich für Politik Helmut Böttcher für Volkezwirtſchat
Sport: i. V.: Helmut Böttcher für den geſamten übrigen redattionele

Teil: Adolf Meyer.Anzeigenteil: i. V.: Kurt Steinhauf, ſämtlich in Halle a. S.
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